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Stellungnahme zu Drucksache 18/13871 
Mehr Gerechtigkeit im Gesundheitswesen – Frauengesundheit und geschlechterge-
rechte Medizin weiter vorantreiben 

 
Die Diskussion um mehr Gerechtigkeit im Gesundheitswesen, insbesondere im Hinblick auf Frauen-
gesundheit und eine geschlechtergerechte Medizin führte der Landtag Nordrhein-Westfalen bereits 
2004, als die Enquetekommission „Zukunft einer frauengerechten Gesundheitsversorgung in NRW“ 
umfassende Analysen und Handlungsempfehlungen vorlegte (DS 13/5701). 
Gut zwei Jahrzehnte später sind viele dieser Vorschläge nicht oder nur in Ansätzen umgesetzt. Struk-
turelle Ungleichheiten im Zugang zu Gesundheitsleistungen, geschlechtsspezifische Unterschiede in 
Prävention, Diagnostik und Therapie sowie Defizite in Forschung und Aus- Fort- und Weiterbildung 
bestehen weiterhin.  
Der zwischenzeitlich erweiterte Blick auf die Kategorie Geschlecht sowie die intersektionale Perspek-
tive stellen aktuell neue Herausforderungen dar, ebenso wie die KI-basierten Gesundheitsanwendun-
gen. Zudem ist durch die Erkenntnisse der epigenetischen Forschung die Trennung zwischen 
biologischem Geschlecht (engl. „sex“) und sozialem Geschlecht (engl. „gender“) zwischenzeitlich flie-
ßend. 
 
In dieser Stellungnahme wird auf die Handlungsmöglichkeiten des Landtags Nordrhein-Westfalen 
und der Landesregierung fokussiert. 
 

1. Forschung und Datenlage geschlechtergerecht und diversitätssensibel ausbauen, auch 
im Hinblick auf die zunehmende Bedeutung von KI in der Gesundheitsversorgung 

 
Medizinische Forschung beruht nach wie vor überwiegend auf männlichen Referenzwerten. Arznei-
mittelstudien beispielsweise wurden und werden bevorzugt an jungen männlichen Probanden (keine 
hormonelle „Störung“ durch den weiblichen Zyklus), weißer Hautfarbe und ohne Beeinträchtigungen 
oder Vorerkrankungen durchgeführt. 
Frauen und Diversitätskriterien wie z.B. sehr junges oder hohes Alter, sozio-kultureller Hintergrund, 
Behinderungen, Hautfarbe etc. sind in klinischen Studien oft unterrepräsentiert, was zu unzureichen-
den Erkenntnissen über Krankheitsverläufe, Nebenwirkungen oder Therapieerfolge bei Patientinnen 
führt. In KI-basierten Gesundheitsanwendungen setzt sich diese Verzerrung dann fort. 
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„Entscheidend für die Güte von KI-Algorithmen ist die Qualität und Vielfalt der Trainingsdaten. Sie 
müssen repräsentativ für die Bevölkerung sein und eine hohe Varianz aufweisen, also zum Beispiel 
Patienten und Patientinnen verschiedenen Alters oder mit unterschiedlichen Vorerkrankungen ein-
schließen.“1 
 
Handlungsebene Landtag/Landesregierung NRW: 
- Verpflichtende Berücksichtigung von Geschlecht, Geschlechterunterschieden und weiteren o.a. 

Merkmalen in allen Studien und Projekten, die mit Landesmitteln gefördert werden 
- Förderprogramme, die gezielt frauenspezifische Erkrankungen und Symptome erforschen 
- Systematische Erhebung und Auswertung geschlechterdifferenzierter Gesundheitsdaten (u.a. Lan-

desamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen). 
 

Mittelbare Handlungsebene Landesregierung (Bundesrat): 
Entsprechendes Hinwirken analog oben genannter Kriterien betreffend Forschungsförderung mit öf-
fentlichen Mitteln auf Bundes- und EU-Ebene  
 

2. Frauenspezifische Gesundheitsversorgung stärken 
 
So wie Männergesundheit nicht nur Prostatagesundheit bedeutet, umfasst Frauengesundheit weit 
mehr als Gynäkologie und Geburtshilfe.  
Neben dem bereits seit über 30 Jahren beschriebenen und beforschten Thema Herzerkrankungen 
(„Schlagen Frauenherzen anders?“, Tagung des Dt. Ärztinnenbundes 1999) sind zwischenzeitlich viele 
weitere Unterschiede bekannt: Frauen leiden häufiger an chronischen Erkrankungen wie Autoim-
munerkrankungen, Rheuma oder Osteoporose, die jedoch in Versorgung und Finanzierung oft nicht 
ausreichend berücksichtigt werden. Zudem ist die psychische Gesundheit von Frauen überdurch-
schnittlich stark belastet, etwa durch Mehrfachbelastungen im Alltag (Care Arbeit) oder Gewalterfah-
rungen. Männer dagegen sind beispielsweise oft unterversorgt betreffend die psychische Gesundheit 
(hohe Suizidrate, riskantes Verhalten). 
 
Die Hebammenversorgung in NRW ist durch den aktuellen Hebammenhilfevertrag gefährdet. 
(https://hebammenverband.de/aktuelles-zum-hebammenhilfevertrag) 
Mit Veröffentlichung des ELSA-Berichtes ist die mangelnde Versorgung von Frauen bei Schwanger-
schaftsabbrüchen belegt. 
 
Handlungsebene Landtag/Landesregierung NRW: 
- Ausbau und finanzielle Absicherung von frauenspezifischen Beratungs- und Versorgungsangebo-

ten, hier insbesondere auch Frauenschutzeinrichtungen 
- Sicherstellung der Hebammenversorgung 
- Sicherstellung guter medizinischer Versorgung bei Schwangerschaftsabbrüchen, z.B. Verpflichtung 

von öffentlich-rechtlichen Kliniken 
- Förderung von geschlechts- und diversitätssensibler Gesundheitskompetenz und Prävention. (Z.B. 

weibliche Reanimations-Puppen im NRW-Projekt Laienreanimation an Schulen, u.v.m.) 
- Aktualisierung des Landesgesundheitsberichts (zuletzt aus 2015) mit weiterhin geschlechtsdiffe-

renzierten Daten oder aktualisierte Form des Frauengesundheitsberichtes 2000 
- weitere Implementierung des Themas z.B. in Veröffentlichungen des Landesamts für Gesundheit 

und Arbeitsschutz, NRW (Factsheets zur Gesundheit der Bevölkerung, Gesundheitsberichte Spe-
zial oder im NRW-Gesundheitssurvey). 

- Sensibilisierung für das Thema in der Landesgesundheitskonferenz NRW 
 
 

 
1 APuZ 36–37/2024, S. 37 
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3. Geschlechts- und diversitätssensible Aus- Fort- und Weiterbildung aller Gesundheits- 
und Sozialberufe 

 
Bis heute sind geschlechtsspezifische Unterschiede in Krankheitsbildern, Symptomatik und Behand-
lung in Lehrplänen und Curricula nur unzureichend abgebildet. 
 
Handlungsebene Landtag/Landesregierung NRW: 
- Pflichtfach „Geschlechtergerechte Medizin“ in allen medizinischen und pflegerischen Ausbildun-

gen und Studiengängen, soweit Landeszuständigkeit 
- Regelmäßige Fort- und Weiterbildungen für bereits praktizierende Fachkräfte, soweit Landeszu-

ständigkeit 
Mittelbare Handlungsebene Landesregierung im Bundesrat: 
- Unterstützung der Implementierung der neuen Approbationsordnung für Ärzte, wo diese Aspekte 

bereits neu aufgenommen sind. 
 

4. Strukturelle und finanzielle Rahmenbedingungen verbessern 
 
Ein gerechtes Gesundheitswesen und der entsprechende Zugang zu Gesundheitsleistungen braucht 
nicht nur Wissen und Sensibilität, sondern auch die entsprechenden Strukturen und Ressourcen. Es 
darf nicht vom Einkommen, Wohnort oder Geschlecht abhängig sein. 
 
Handlungsebene Landtag/Landesregierung NRW: 
- Sicherstellung wohnortnaher und barrierefreier Versorgung, auch im ländlichen Raum 
- Integration von geschlechts- und diversitätssensiblen Aspekten in die gesundheitspolitische Pla-

nung auf Landes- (und Bundes-)ebene 
Mittelbare Handlungsebene Landesregierung (ggfs. Bundesrat): 
- Adäquate Vergütung von Leistungen, die für die Frauengesundheit besonders relevant sind (z. B. 

Hebammenhilfe, psychosoziale Betreuung, Betreuung und Behandlung von Frauen mit Einschän-
kungen, Präventionsleistungen, Wechseljahresberatung). 

 
Fazit 
 
Die Empfehlungen der Enquetekommission aus 2004 sind veröffentlicht und die politisch zuständi-
gen Akteure dezidiert benannt. Die politische Umsetzung ist nach wie vor fragmentarisch. Viele der 
damaligen Handlungsvorschläge sind heute noch aktuell, jedoch durch den diversitätskritischen und 
intersektionalen Blick zu erweitern. 
Die Forderung nach mehr Geschlechtergerechtigkeit im Gesundheitswesen ist nicht allein eine 
Frage der Gleichstellung, sondern auch eine Verbesserung der Qualität und Wirksamkeit der Ver-
sorgung und trägt zur Ressourcenschonung sowie zu ökonomischer Nachhaltigkeit bei. 

 

Dr. med. Regine Rapp-Engels 
 - i.A. des Vorstandes -  


